
Es liegt kein Verschulden des Werkunter-
nehmers bei Beachtung des Standes der 
Technik vor, selbst wenn in der Wissen-
schaft Zweifel diskutiert werden. 
� OLG München, Urteil vom 24.07.2007 
� - 9 U 5022/06

Ein Auftragnehmer (AN) hat im Jahr 2000 
in einem Kellerraum einen mit Alumini-

umgeflecht ummantelten Schlauch eingebaut. 
Das Aluminium rostete, so dass der Schlauch 
im Jahr 2003 platzte. Nachdem die Versiche-
rung den Wasserschaden regu-
lierte, nahm sie den AN wegen 
der entstandenen Kosten in 
Höhe von ca. € 11.500,00 in 
Regress. Sie vertritt die Auffas-
sung, der Installateur hätte im 
Jahr 2000 keinen alumini-
umummantelten Schlauch ein-
bauen dürfen, weil bereits zu 
dieser Zeit in der Wissenschaft Zweifel über 
dessen Korrosionsbeständigkeit aufgekommen 
waren.

Die Entscheidung des Gerichts
Nachdem das LG München I den AN noch zur 
Zahlung verurteilt hatte, hob das OLG Mün-
chen dieses Urteil auf und wies die Klage ab.

Nach den Ausführungen des vom Gericht 
beauftragten Sachverständigen entsprach die 
verwendete Aluminiumummantelung noch bis 
2003 dem Stand der Technik. Erst ab diesem 
Zeitpunkt ist die Korrosionsanfälligkeit be-
kannt geworden. Dass bereits im Jahr 2000 in 
der wissenschaftlichen Diskussion Zweifel an 
der Eignung des Aluminiumgeflechts aufge-
kommen sind, ändert daran nichts. Denn nicht 
jede wissenschaftliche Diskussion führt zu einer 
Änderung der anerkannten Regeln der Technik. 
Von einem Fachbetrieb kann auch nicht ver-
langt werden, jede wissenschaftliche Diskussion 
zu kennen und eigenständig Konsequenzen da-
raus zu ziehen. Deshalb fehlte es an einem Ver-

schulden des AN, so dass eine Schadenersatz-
verpflichtung nicht bestand.

Hinweis für die Praxis
Die Entscheidung ist zutreffend. Klarzustellen 
ist jedoch, dass ein Werkunternehmer nach der 
VOB/B nur die anerkannten Regeln der Tech-
nik einzuhalten hat, nicht aber den weiterge-
henden „Stand der Technik“ (§ 13 Nr. 1  
VOB/B). Wenn die anerkannten Regeln der 
Technik unrichtig sind, ist das Werk des Unter-
nehmers zwar mangelhaft, so dass er im Rah-

men seiner Mängelhaftung 
grundsätzlich kostenlos nach-
bessern muss (§ 13 Nr. 5 Abs. 1 
VOB/B). Der AN ist jedoch 
nicht zum Ersatz von Mangel-
folgeschäden verpflichtet, da es 
in solchen Fällen regelmäßig an 
dem hierfür notwendigen Ver-
schulden fehlt (§ 13 Nr. 7 VOB/

B). Denn der AN darf sich prinzipiell auf die 
Richtigkeit der anerkannten Regeln der Tech-
nik verlassen. Da der Schadenersatzanspruch 
im Gegensatz zum Mangelbeseitigungsan-
spruch aber stets von einem Verschulden das 
AN abhängt, war er im vorliegenden Fall für 
den Wasserschaden nicht haftbar zu machen. 

Kommen einem AN gegen vorgeschriebene 
Materialien Bedenken, sollte er seinen AG ent-
sprechend informieren (§ 4 Nr. 3 VOB/B), um 
eine sichere Haftungsfreistellung nach § 13  
Nr. 3 VOB/B zu erreichen. Der Hinweis der 
Bedenken muss inhaltlich so abgefasst sein, dass 
der AG über die Sachlage richtig, vollständig 
und zweifelsfrei informiert wird. Er muss so 
eindeutig sein, dass auch die Tragweite einer 
Nichtbefolgung hinreichend klar wird. Vor 
mündlichen Bedenkenhinweisen ist aus Be-
weisgründen dringend abzuraten. Auch hier gilt 
der Grundsatz: Wer schreibt, der bleibt!� 

Schadenersatz bei fehlerhaften 
Regeln der Technik? 

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Nach bisheriger Rechtsprechung 
konnte ein Auftraggeber seine Nach-
unternehmer wegen Leistungsstö-
rungen in Anspruch nehmen, auch 
wenn er vom Bauherrn wegen der-
selben Fehler nicht zur Verantwor-
tung gezogen wird. Dieser Grund-
satz ist durch eine neue 
Entscheidung des BGH, die wir auf 

Seite 2 besprechen, ins Wanken ge-
raten. Danach sollen Mängelansprü-
che nicht mehr durchsetzbar sein, 
wenn der Bauherr diesbezüglich ge-
genüber dem Hauptauftragnehmer 
verzichtet. Es bleibt abzuwarten, ob 
dieses Beispiel Schule macht, etwa 
im Falle von Ansprüchen aus Verzug 
(z. B. Vertragsstrafe).

Ansonsten haben wir wieder einige 
interessante Entscheidungen zum 
Bau- und Vergaberecht besprochen. 
Dies betrifft z. B. den Primärrechts-
schutz bei Vergaberechtsverstößen 
unterhalb der Schwellenwerte, der 
nach Auffassung einiger Gerichte 
auch vor den Landgerichten möglich 
sein soll. Schließlich stellen wir auf 
S. 8 das weitere Seminarangebot 
unserer Sozietät vor, hier zum The-
ma „Claim-Management“.
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Steht aufgrund eines Vergleiches fest, 
dass der Hauptunternehmer von seinem 
Auftraggeber wegen Mängeln nicht mehr 
in Anspruch genommen wird, ist er unter 
Umständen gehindert, seinerseits An-
sprüche wegen dieser Mängel gegen sei-
nen Nachunternehmer geltend zu ma-
chen. 
� BGH, Urteil vom 28.06.2007 – VII ZR 8/06

Ein Nachunternehmer (NU) erbringt im 
Auftrag eines Generalunternehmers (GU) 

Pflasterarbeiten auf dem Parkplatz eines Ein-
kaufszentrums. Der GU behauptet, die Beseiti-
gung der dabei aufgetretenen Mängel sei nur 
durch eine komplette Neupflasterung möglich, 
wodurch Kosten in Höhe von ca. 116.000 € 
entstünden. Mit diesem Betrag rechnet er gegen 
die Werklohnforderung des NU auf. Der GU 
hat sich wegen dieser Mängel mit seinem Auf-
traggeber über eine Verlängerung der Gewähr-
leistungsfrist auf 10 Jahre, die Stellung einer 
weiteren Bürgschaft von 20.000 € sowie einen 
finanziellen Ausgleich in Höhe von ca. 48.000 € 
geeinigt. Kann er dennoch die vollen Mangel-
beseitigungskosten von ca. 116.000 € von der 
Werklohnforderung abziehen? 

Die Entscheidung Des Gerichts
Prinzipiell: Nein! Nur im Ausgangspunkt ver-
tritt der BGH die Auffassung, dass bei der Scha-
densberechnung auf die Man-
gelbeseitigungskosten 
abzustellen ist. Die Höhe eines 
Schadens ist also im Grundsatz 
nicht davon abhängig, ob und 
in welchem Umfang die Mängel 
tatsächlich beseitigt werden 
bzw. ob sich der GU später mit 
seinem Auftraggeber auf eine 
niedrigere Ausgleichszahlung geeinigt hat. 

Allerdings ist der Gedanke der Vorteilsaus-
gleichung zu berücksichtigen. Dieser beruht 
darauf, dass dem Geschädigten in gewissem 
Umfang diejenigen Vorteile zuzurechnen sind, 
die ihm im konkreten Zusammenhang mit dem 
Schadensereignis zufließen. Dadurch soll ein 
gerechter Ausgleich zwischen den widerstrei-
tenden Interessen herbeigeführt werden, so dass 
der Geschädigte im Ergebnis nicht besser ge-

stellt wird, als er ohne das schädigende Ereignis 
gestanden hätte. 

Der GU war im vorliegenden Fall lediglich 
eine „Zwischenstation“ innerhalb der werkver-
traglichen Leistungskette. Die finanzielle Ein-
buße, die er durch die vom NU verursachten 
Mängel erleidet, richtet sich wirtschaftlich gese-
hen danach, in welchem Umfang er von seinem 
Auftraggeber in Anspruch genommen wird. 
Deshalb erscheint es nach Treu und Glauben 
sowie dem Rechtsgedanken der Vorteilsausglei-
chung angemessen, dass Berücksichtigung fin-
det, ob bzw. in welchem Umfang sein Auftrag-
geber wegen der Mängel keine 
Ansprüche gegen  ihn erhebt. 

Bei dieser Abwägung ist aber 
zu berücksichtigen, ob der GU 
zukünftig noch von seinem Auf-
traggeber in Anspruch genom-
men werden kann. Im vorlie-
genden Fall musste folglich in die 
Betrachtung einbezogen werden, 
dass der GU neben der Zahlung des Ausgleichs-
betrages von 48.000 € eine Verlängerung der 
Gewährleistungsfrist  auf 10 Jahre akzeptiert so-
wie eine gesonderte Gewährleistungsbürgschaft 
in Höhe von 20.000 € gestellt hat. Dadurch - 
so der BGH - könne der auszugleichende Vor-
teil vollständig ausgeschlossen sein. Nur wenn 
feststeht, dass keine Ansprüche gegen den GU 
mehr bestehen können, spricht dies für eine 

volle Anrechnung im Rahmen 
der Vorteilsausgleichung. Der 
BGH hat den Fall deshalb nicht 
abschließend entschieden, son-
dern zur weiteren Sachaufklä-
rung zurück verwiesen. 

Hinweis für die Praxis
Auch wenn das Ergebnis der 

Entscheidung gerecht erscheint, ist das Urteil in 
der baurechtlichen Literatur kritisiert worden. 
Es gibt der Praxis Steine statt Brot.

Denn es fehlt an klaren Kriterien, wie der 
Inhalt des Vergleichs zwischen dem GU und 
dessen Auftraggeber wirtschaftlich zu bewerten 
ist. Immerhin wurde die Gewährleistungsfrist 
auf 10 Jahre verlängert, so dass der GU Gefahr 
läuft, lange nach Abschluss des Bauprozesses 
mit seinem NU wegen der Pflastermängel noch 

einmal in Anspruch genommen zu werden. 
Hinzu kommt, dass nicht die Höhe der zukünf-
tigen eventuell noch entstehende Gewährlei-
stungsansprüche gedeckelt, sondern lediglich 
eine betragsmäßig auf 20.000 € begrenzte Ge-
währleistungsbürgschaft übergeben wurde. Das 
kann den gegenwärtigen Vorteil der Zahlung 
des Betrages in Höhe von lediglich 48.000 € 
zukünftig um ein erhebliches überschreiten. 

Möglicherweise liegt die Lösung dieser Zu-
kunftsrisiken darin, dass der NU in gleicher 
Weise für eine Absicherung dieses Risikos ge-
genüber dem GU Sorge trägt. 

Vergleichbare Fragen stellen 
sich, wenn der Nachunterneh-
mer im Werklohnprozess be-
hauptet, die Gewährleistungsan-
sprüche des Bauherren gegen 
den GU seien bereits verjährt, so 
dass keine Inanspruchnahme 
mehr drohe. Wie soll dies im 
Werklohnprozess des Nachun-

ternehmers verbindlich festgestellt werden? In-
sofern denke man nur an die verlängerte Haf-
tung des GU im Fall des arglistigen 
Verschweigens von Mängeln oder an die Hem-
mung der Verjährungsfrist bei Verhandlungen 
von unklarer Dauer (§ 203 BGB). 

Zukünftig werden insbesondere Generalun-
ternehmer reiflich überlegen müssen, ob bzw. 
unter welchen Voraussetzungen sie sich mit ih-
rem Auftraggeber wegen Mängeln ihrer Nach-
unternehmer einigen. Grundsätzlich sind sie 
gut beraten, wenn sie das beabsichtigte Ergeb-
nis vor einem verbindlichen Vergleich mit dem 
Auftraggeber an den Nachunternehmer rechts-
sicher durchstellen, so dass sie nicht mit den 
Unwägbarkeiten und Risiken einer unsicheren 
Vorteilsausgleichung konfrontiert werden. 

Ein ähnliches Problem entsteht übrigens, 
wenn sich der GU mit seinem Bauherren auf 
eine Minderung der Vergütung wegen Mängeln 
einer NU-Leistung einigt, ohne diesem zuvor 
Gelegenheit zur Nachbesserung gegeben zu ha-
ben. Auch hier empfiehlt es sich dringend, vor-
her eine entsprechende Vereinbarung mit dem 
NU zu treffen.� 

Mängelansprüche in einer Leistungskette
Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals
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1. Der Auftragnehmer kann sich grund-
sätzlich auf die Richtigkeit und Vollstän-
digkeit des vom Auftraggeber bzw. des-
sen Erfüllungsgehilfen (Architekt oder 
Sonderfachmann) stammenden Lei-
stungsverzeichnisses verlassen. 
2. Im Rahmen des Zumutbaren trifft den 
Auftragnehmer eine Prüfungspflicht. Die-
se Prüfungspflicht hat ihre Grenzen in 
der Fachkenntnis, die von einem ord-
nungsgemäßen Auftragnehmer des maß-
geblichen Berufszweiges verlangt wer-
den kann und muss. 
3. Der Auftragnehmer wird von seiner 
Mängelbeseitigungspflicht frei, wenn der 
Auftraggeber die Verwendung eines be-
stimmten Materials verbindlich vor-
schreibt und dem Auftragnehmer hierge-
gen bei sorgfältiger Prüfung keine 
Bedenken kommen müssen. 
� OLG Brandenburg, Urteil vom 09.05.2007  
� - 13 U 103/03 

Der Auftragnehmer (AN) tauscht auf der 
Grundlage eines von Sonderfachleuten 

des Auftraggebers (AG) erstellten Leistungsver-
zeichnisses (LV) Stahlheizkör-
per gegen solche aus Alumini-
um aus. Bereits nach kurzer Zeit 
kommt es zu Korrosionserschei-
nungen. Der AN lehnt die Man-
gelbeseitigung ab. Der vom Ge-
richt bestellte Sachverständige 
kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Korrosion auf die Mischin-
stallation von Stahl- und Aluminiumheizkör-
pern zurückzuführen sei, diese Erkenntnisse 
zum Zeitpunkt der Ausführung aber noch nicht 
vorgelegen hätten. Vielmehr habe der AN seine 
Leistungen nach den geltenden VDI-Richtli-
nien und den anerkannten Regeln der Technik 
erbracht.

Die Entscheidung des Gerichts 
Obwohl die Mangelbeseitigungspflicht des AN 
grundsätzlich verschuldensunabhängig ist, hat 
er den Prozess gewonnen. Nach Auffassung des 
Gerichts lag die Ursache der Mängel im allei-

nigen Verantwortungsbereich des AG, weil er 
die Verwendung von Aluminiumheizkörpern 
bindend vorgeschrieben hatte (§ 13 Nr. 3 VOB/
B). Das allein reichte aber für eine Haftungs-
freistellung noch nicht aus. Denn nach § 4 Nr. 
3 VOB/B ist der AN zur Prüfung des LV, insbe-
sondere der Materialvorgaben, verpflichtet. Di-
ese Prüfungspflicht hat jedoch ihre Grenzen in 
der Fachkenntnis, die von einem durchschnitt-
lich sorgfältig handelnden Auftragnehmer ver-
langt werden kann. Nach den Ausführungen 
des Sachverständigen musste der AN hier keine 
Bedenken haben, zumal es zum Zeitpunkt der 
Ausführung kein gesichertes Wissen über die 
Korrosionsanfälligkeit von Aluminiumheizkör-
pern gab. Deshalb hat der AN die Prüfungs- 
und Bedenkenhinweispflicht nach § 4 Nr. 3 
VOB/B nicht schuldhaft verletzt und war des-
halb nicht zur kostenlosen Nachbesserung ver-
pflichtet. 

Hinweis für die Praxis
Die Entscheidung ändert nichts an dem Grund-
satz, dass der AN für Mängel der Leistung ver-
schuldensunabhängig einzustehen hat. Aus-
nahmsweise ist der AN von der Mangelverant-

wortung aber frei, wenn die Ur-
sachen aus dem alleinigen 
Verantwortungsbereich Dritter 
resultieren (fehlerhafte Planung, 
fehlerhafte Materialauswahl 
oder mangelhafte Vorunter-
nehmerleistung). Wenn der AN 
diese Fehler bei durchschnitt-
lich sorgfältiger Prüfung erken-

nen kann, ist er hinweispflichtig. Die Mittei-
lung muss konkret, unverzüglich und aus Be-
weisgründen schriftlich erfolgen. Unterlässt der 
AN den erforderlichen Bedenkenhinweis, ist er 
in der Mithaftung. Dennoch muss auch in sol-
chen Fällen das Mitverschulden des AG bzw. 
seiner Erfüllungsgehilfen (Planer) berücksichti-
gt werden. Denn diese sind bei einem Pla-
nungsfehler primär verantwortlich. In der Pra-
xis führt dies regelmäßig zu einer Quotenhaf-
tung, wobei der AN im Normalfall nicht mehr 
als ein Drittel der Kosten zu tragen hat.� 

Haftung für Mängel an 
vorgeschriebenen Materialien?

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Prüfungs- und 
Bedenkenhin-
weispflicht hat 
Grenzen in der 
Fachkenntnis

termine

Wir dürfen nachfolgend auf  
Veranstaltungen hinweisen, bei 
denen Rechtsanwälte und Steu-
erberater unserer Kanzlei als 
Referenten auftreten:

Nachträge nach VOB 2006
Referent: RA Markus Fiedler
Termin/Ort: 26.02.2008 in Erfurt
Anmeldung: WEKA-Media  
Verlag, Kundenservice 
Tel.: 08233-234001

Zahlung nach VOB 2006
Referent: RA Markus Fiedler
Termin/Ort: 14.03.2008 in Berlin
Anmeldung: WEKA-Media  
Verlag, Kundenservice 
Tel.: 08233-234001

Die Eignungsprüfung im 
Vergaberecht
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 13.02.2008 in Berlin
Anmeldung: 
FG Bau Berlin-Brandenburg
Tel.: 030 860004-0

Risiken für Auftragnehmer bei 
(teil-)funktionalen Ausschrei-
bungen
Referent: RA Bernd Kimmich
Termine/Orte: 
12.02.2008 in Hamburg
13.02.2008 in Berlin
26.02.2008 in München
Anmeldung: MC Bauchemie
Tel.: 02041 101131

Aktuelles zum Vergaberecht
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert
Planertage der Bosch  
Sicherheitssysteme GmbH
Termin/Ort: 
21.02.2008 in Nürnberg
27./28.02.2008 in München
Anmeldung: 
Tel.: 089 6290-1872

Unternehmergespräch am 
10.04.2008 in Frankfurt/M.
(auf Einladung)



1. Gegen willkürliche Verstöße des öf-
fentlichen Auftraggebers im Vergabever-
fahren ist den Bietern die Möglichkeit 
des Primärrechtsschutzes durch Antrag 
auf Erlass einer einstweiligen (Unterlas-
sung-)Verfügung nach §§ 935/940 ZPO 
vor den ordentlichen Gerichten eröffnet.. 
� LG Cottbus, Urteil vom 24.10.2007, 
� LG Frankfurt/Oder, Urteil vom 14.11.2007 
2. Der Gesetzgeber verweist Bieter im 
Vergabeverfahren unterhalb der Schwel-
lenwerte auf den Sekundärrechtschutz.  
� LG Potsdam, Beschluss vom 14.11.2007,	
� LG Arnsberg, Beschluss vom 19.10.2007

Weder einmal gibt es zur Frage des Pri-
märrechtschutzes unterhalb der Schwel-

lenwerte unterschiedliche Entscheidungen. 
Nachdem das Bundesverwaltungsgericht den 
einstweiligen Rechtschutz vor den Verwaltungs-
gerichten für unzulässig erklärt hat, wird dieser 
nun vor den Landgerichten gesucht. In dem 
vom LG Frankfurt/Oder zu entscheidenden 
Fall hatte ein Bieter einstweiligen Rechtschutz 
gegen die drohende anderweitige Zuschlagser-
teilung begehrt, weil die Leistungsbeschreibung 
derart fehlerhaft sei, dass eine Vergleichbarkeit 
der auf ihr basierenden Angebote nicht möglich 
gewesen wäre. Das LG Cottbus hatte über den 
Unterlassungsanspruch eines Bieters zu ent-
scheiden, der sich ebenfalls auf unzureichende 
Ausschreibungsunterlagen 
stützte. Diese würden nur denje-
nigen Bietern eine verlässliche 
Kalkulation erlauben, die auf-
grund ihrer Abrechnungspraxis 
mit der Vergabestelle aus ver-
gangenen Aufträgen Erfah-
rungen besitzen. 

Das Landgericht Potsdam 
musste über das Begehren eines Bieters ent-
scheiden, der die Aufhebung eines erneut einge-
leiteten Ausschreibungsverfahrens begehrte, 
weil diese rechtswidrig gewesen sei und er in 
den vorangegangenen Verfahren den Zuschlag 
hätte erhalten müssen. Das LG Arnsberg sollte 
auf Antrag eines Bieters der Vergabestelle die 
Zuschlagserteilung einstweilen verbieten.

Die Entscheidung deR GerichtE
Das Landgericht Cottbus und das Landgericht 
Frankfurt/Oder gaben den Anträgen der Bieter 
statt und verboten den Vergabestellen im Wege 
der einstweiligen Verfügung die Vergabeverfah-
ren fortzusetzen bzw. Zuschläge zu erteilen. 
Nach Auffassung des Landgerichts Cottbus 
muss eine gerichtliche Überprüfung von Verga-
beentscheidungen unterhalb der Schwellen-
werte wegen des Gebotes des effektiven Rechts-
schutzes (Art. 19) durch die Zivilgerichte 
möglich sein. Das aus Art. 3 
Grundgesetz folgende Recht des 
Bieters auf Wahrung der Chan-
cengleichheit sei bei einer groben 
Verletzung des Gleichheitsge-
botes (hier durch die unklare 
Ausschreibung) höher zu bewer-
ten, als die Interessen der Verga-
bestelle an einer Fortführung des 
Verfahrens. Das Landgericht Frankfurt/Oder 
kommt zum selben Ergebnis, begründet dies je-
doch etwas differenzierter. Nicht jeder Verstoß 
gegen Vergabevorschriften könne einen Unter-
lassungsanspruch begründen. So sei § 9 VOB/A 
(Grundsätze der Leistungsbeschreibung) kein 
Schutzgesetz i. S. v. § 823 Abs. 2 BGB. Vorlie-
gend sei jedoch das Gleichheitsgebot (Art. 3 
GG) verletzt, weil der öffentliche Auftraggeber 
willkürlich Vergabevorschriften verletzt habe 
und dem Bieter deswegen ein Schaden drohe. 

Denn die Leistungsbeschrei-
bung sei in einem solchen Ma-
ße fehlerhaft gewesen, dass eine 
Vergleichbarkeit der auf ihr ba-
sierenden Angebote nicht mög-
lich gewesen sei. Außerdem ha-
be der Bieter die Vergabestelle 
zuvor erfolglos zu einer Nach-
besserung aufgefordert.

Das LG Potsdam und das LG Arnsberg ha-
ben sich in ihren Entscheidungen mit derar-
tigen Fragen gar nicht befasst. Die Verletzung 
vorvertraglicher Fristen (in der Anbahnungs-
phase des Vergabeverfahrens) führen nur zu 
einem Schadenersatz, nicht jedoch zu einem 
Unterlassungsanspruch im laufenden Vergabe-
verfahren. Der Gesetzgeber habe den Primär-

rechtschutz ausdrücklich auf Verfahren ober-
halb der Schwellenwerte beschränkt (geregelt 
im GWB). Daraus folge, dass unterhalb der 
Schwellenwerte nur der Sekundärrechtschutz 
möglich sei.

Hinweis für die Praxis
Den Entscheidungen des LG Potsdam und des 
LG Arnsberg kann nicht gefolgt werden. Aus 
der Tatsache, dass das GWB einen Primärrecht-
schutz oberhalb der Schwellenwerte gewährlei-

stet, folgt noch lange nicht, 
dass dies unterhalb der Schwel-
lenwerte gesetzgeberisch verbo-
ten sei. Vielmehr gelten hier - 
wie auch durch die 
Grundsatzentscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts fest-
gestellt, die Rechtsschutzmög-
lichkeiten des Zivilrechtes. Für 

einen Unterlassungsanspruch im Wege des 
einstweiligen Verfügungsverfahrens muss daher 
ein Verfügungsgrund und eine Eilbedürftigkeit 
vorliegen. Ein Verfügungsgrund ist immer dann 
gegeben, wenn gegen Schutzgesetze zugunsten 
des Betroffenen verstoßen wurde. Hier liegt die 
Latte allerdings recht hoch, weil die Berufung 
auf die Verletzung des Gleichheitsgebotes aus 
Art. 3 erhebliche (willkürliche) Verstöße vo-
raussetzt. Des Weiteren - und auch hier ist dem 
LG Frankfurt/Oder zu folgen - muss der Bieter 
andere Möglichkeiten der Korrektur (etwa 
durch Rügen oder Aufklärungsgespräche mit 
der Vergabestelle ausgeschöpft haben. Hält die 
Vergabestelle jedoch an ihrer willkürlichen 
(weil das Gleichheitsgebot verletztenden) Ent-
scheidung fest, muss es dem Bieter möglich 
sein, im Wege des einstweiligen Verfügungsver-
fahrens „die Notbremse“ zu ziehen.

Noch ist jedoch das letzte Wort über den 
Primärrechtschutz vor den Landgerichten nicht 
gesprochen, weil die Entscheidungen der In-
stanzgerichte abzuwarten sind. Unserer Mei-
nung nach sollte von der Möglichkeit des einst-
weiligen Rechtschutzes jedenfalls dann 
Gebrauch gemacht werden, wenn eindeutige 
und gleichheitswidrige Vergaberechtsverstöße 
gegeben sind.� 

Primärrechtschutz vor den Landgerichten?
Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Bieter muss zu-
vor Korrektur-
möglichkeiten 

erfolglos ausge-
schöpft haben

Einstw. Rechts-
schutz bei gro-
ber Verletzung 

des Gleichheits-
grundsatzes
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Das neue Versicherungsvertragsgesetz ist 
zum 01.01.2008 in Kraft getreten. Es 

wurde vollständig neu gegliedert. Die tatsäch-
lichen Eingriffe für die Baurechtspraxis sind 
Folgende:

Eine wichtige Neuerung in der Haftpflicht-
versicherung ist die Abschaffung des Abtre-
tungs- und Anerkenntnisverbots. Eine Verein-
barung, nach welcher der Versicherer nicht zur 
Leistung verpflichtet ist, wenn ohne seine Ein-
willigung der Versicherungsnehmer den Drit-
ten befriedigt oder dessen Anspruch anerkennt, 
ist nunmehr unwirksam. Nach wie vor kann 
sich der Versicherer allerdings darauf berufen, 
dass der Versicherungsnehmer eine höhere 
Summe anerkannt hat, als tatsächlich ohne das 
Anerkenntnis hätte geleistet werden müssen. 
Ferner kann zukünftig in den Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen (AVB) die Abtretung 
des Freistellungsanspruches gegen den Versi-
cherer an den geschädigten Dritten nicht mehr 
ausgeschlossen werden. Dies ist insbesondere 
für die Vertragsgestaltung von Bedeutung. 

Nachdem im ursprünglichen Gesetzentwurf 
noch vorgesehen war, dass ähnlich wie in der 
Kfz-Haftpflicht ein Direktanspruch des Ge-
schädigten gegen den Versicherer eingeführt 
wird, ist dies in dem nunmehr in Kraft getre-

tenen Gesetz nicht mehr vorgesehen. Allerdings 
wurde ein Direktanspruch gegen den Haft-
pflichtversicherer für den Fall der Insolvenz des 
Versicherungsnehmers aufgenommen. Auch 
dies ist für die Baupraxis nicht unwichtig. Be-
reits bei Vertragsabschluss sollte sich der Auf-
traggeber allerdings durch Vorlage einer Kopie 
der Haftpflichtversicherungspolice den Namen 
und die Versicherungsnummer verschaffen. 

Schließlich ist das so genannte „Alles-oder-
Nichts-Prinzip“ weggefallen. Bisher konnte 
sich der Haftpflichtversicherer im Falle von 
Obliegenheitsverletzungen des Versicherungs-
nehmers auf vollständige Leistungsfreiheit be-
rufen. Zukünftig ist der Versicherer nur noch 
berechtigt, seine Leistungen in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen, 
wobei bei vorsätzlichem Verstoß gegen Oblie-
genheitspflichten nach wie vor Leistungsfrei-
heit eintritt. In der Praxis bedeutsam sind je-
doch in der Regel die Fälle des fahrlässigen 
Verstoßes gegen Obliegenheitsverletzungen. 
Hier wird durch die gesetzliche Neuregelung 
die Lage des Versicherungsnehmers deutlich 
verbessert. � 
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Keine Umsatzsteuer auf nicht 
erbrachte Leistungen 
Im Falle einer freien Kündigung des Bau-
vertrages muss der Werkunternehmer ei-
ne zweigeteilte Schlussrechnung erstel-
len. Im ersten Teil werden die bis zur 
Kündigung erbrachten Leistungen abge-
rechnet. Im zweiten Teil der Rechnung 
wird die Vergütung für die nicht erbrachten 
Leistungen abzüglich der ersparten Auf-
wendungen und eines evtl. anderweitigen 
Verdienstes abgerechnet. Lange Zeit war 
strittig, ob auf den nicht erbrachten 
Leistungsteil Umsatzsteuer zu berechnen 
ist oder nicht. Diese Frage wurde nun-

mehr durch den BGH dahingehend beant-
wortet, dass auf die anteilige Vergütung 
für nicht erbrachte Leistungen keine Um-
satzsteuer zu berechnen ist. Der BGH 
stützt sich hier auf ein Urteil des EuGH 
vom 18.07.2007 zur Auslegung der 6. Um-
satzsteuerrichtlinie. Soweit die Vergütung 
auf die nicht erbrachten Leistungen ent-
fällt, hat sie nur Entschädigungscharakter 
und scheidet als Bemessungsgrundlage 
für die Umsatzsteuer aus (BGH, Urteil 
vom 22.11.2007 – VII ZR 83/05).

Info



1. Eine in Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen des Auftraggebers enthaltene 
Klausel, wonach bei einer freien Kündi-
gung des Auftraggebers nur die er-
brachten Leistungen des Auftragneh-
mers vergütet und weitergehende 
Ansprüche ausgeschlossen werden, be-
nachteiligt den Auftragnehmer entgegen 
Treu und Glauben unangemessen und ist 
unwirksam.  
2. Die Verweisung in einem Einheits-
preisvertrag zwischen dem Generalunter-
nehmer und seinem Nachunternehmer 
auf Bedingungen des Pauschalpreisver-
trages zwischen dem Generalunterneh-
mer und seinem Auftraggeber, die eine 
Beschränkungen des Werklohns für den 
Fall der Nichtinanspruchnahme der Lei-
stung vorsehen, kann überraschend und 
damit ebenfalls unwirksam sein. 
� BGH, Urteil vom 12.07.2007  
� – VII ZR 154/06

Ein Generalunternehmer (GU) verpflichtet 
sich gegenüber seinem Auftraggeber zur 

schlüsselfertigen Errichtung eines Mehrfamili-
enhauses. Mit den erforderlichen Parkettar-
beiten beauftragt er einen Nach-
unternehmer (NU), der nach 
dem Leistungsverzeichnis 2095 
m² Parkett und 1036 m So-
ckelleisten verlegen soll. 

Der Nachunternehmerver-
trag sah in einer Ziffer 1.3 vor, 
dass auch die Bedingungen „zwi-
schen AG (GU) und Bauherr“ 
gelten sollen. Dieser Vertrag beinhaltete eine 
Pauschalfestpreisabrede sowie eine funktionale 
Leistungsbeschreibung. Gleichzeitig war der 
Bauherr – je nach Vermarktung der Wohnein-
heiten – berechtigt, einzelne Leistungen zu-
rückzustellen oder ganz herauszunehmen. Im 
Falle der Herausnahme einzelner Leistungen 
sollte sich der Pauschalfestpreis „auf der Basis 
der Preisabfragen für einzelne Bauelemente“ 
entsprechend reduzieren. 

Da sich tatsächlich nur wenige Käufer für 
einen Parkettboden entschieden haben, führte 
der NU nur 244 m² Parkett und 185 m So-

ckelleisten aus. Der NU verlangte wegen der 
nicht ausgeführten Arbeiten entgangenen Ge-
winn in Höhe von ca. 22.000 €.

Die Entscheidung des Gerichts
Der BGH gab der Klage – entgegen der Vorent-
scheidung des OLG Oldenburg – statt. Dabei 
sei nicht entscheidend, ob die Regelungen des 
GU-Vertrages Inhalt des NU-Vertrages gewor-
den sind. Eine Klausel, die in ihrer Rechtsfolge-
wirkung einen Vergütungsanspruch des AN im 
Falle einer freien Kündigung 
nach § 649 Satz 2 BGB bzw. § 8 
Nr. 1 Abs. 2 VOB/B ausschließt, 
ist als vom AG gestellte Allge-
meine Geschäftsbedingung un-
wirksam. 

Denn das „freie“ Kündi-
gungsrecht des AG bei Nicht-
vorliegen besonderer Umstände 
ist nur gerechtfertigt, wenn dem AN dadurch 
wirtschaftlich keine Nachteile entstehen. Des-
halb hat der AN in einem solchen Fall An-
spruch auf die vereinbarte Vergütung und muss 
sich nur anrechnen lassen, was er infolge der 
Aufhebung des Vertrages erspart oder durch an-
derweitige Verwendung seiner Arbeitskraft er-

wirbt. Wird dieser Anspruch 
ausgeschlossen, entfällt der aus-
gewogene Ausgleich der wider-
streitenden Interessen, so dass 
der AN im Ergebnis unange-
messen benachteiligt wird. Die 
gleichen Erwägungen gelten 
auch, soweit die Klausel auf ei-
ne einvernehmliche Vertragsauf-

hebung anzuwenden ist, die auf Initiative des 
AG vorgenommen wird und demselben Ziel 
wie eine „freie“ Kündigung dient. 

Hinweis für die Praxis
Die Entscheidung ist insbesondere deshalb in-
teressant, weil der BGH - so der zweite Leitsatz 
- die pauschale Einbeziehung des GU-Vertrages  
in das Nachunternehmerverhältnis AGB-recht-
lich für überraschend und damit für unwirksam 
hält (§ 305 c Abs. 1 BGB). Das begründet er 
damit, dass lediglich durch eine Ziffer 1.3 des 
Verhandlungsprotokolls formularmäßig der 

Hinweis erfolgte, die „Vertragsbedingungen 
zwischen AG und Bauherr“ seien Vertragsge-
genstand des Nachunternehmervertrages. Zu-
dem sollten die dortigen Regelungen nur nach-
rangig zum Verhandlungsprotokoll zwischen 
den Vertragsparteien gelten. Diese Vertragsge-
staltung – so der BGH – sei derart ungewöhn-
lich, dass der NU damit nicht rechnen musste. 
Man hätte dieses Ergebnis auch mit einem Ver-
stoß gegen das Transparenzgebot (§ 307 Abs. 1 
Satz 2 BGB) begründen können. Denn vertrag-

liche Regelungen müssen aus 
sich heraus klar und verständ-
lich sein. Das ist aber unter Um-
ständen nicht mehr der Fall, 
wenn mehrere Regelwerke mit 
(teil-)identischen Bestim-
mungen Vertragsinhalt werden 
sollen. Deshalb raten wir prinzi-
piell davon ab, den gesamten 

Bauvertrag mit dem AG zum Inhalt der Nach-
unternehmerverträge zu machen. Regelmäßig 
ist es besser, nur das technische Bausoll (LV, Plä-
ne etc.) durchzustellen, den rechtlichen Rah-
men (Abnahme, Gewährleistung, Vertragsstrafe 
etc.) aber durch eigene Bedingungen zu regeln. 
Dadurch kann sichergestellt werden, dass keine 
AGB-rechtlich unwirksamen Regelungen aus 
dem Hauptvertrag durchgereicht werden. 

Der erste Leitsatz der Entscheidung ent-
spricht der ständigen Rechtsprechung des 
BGH. Deshalb muss der AN bei Ausübung des 
freien Kündigungsrechts nach § 8 Nr. 1 VOB/B 
im wirtschaftlichen Ergebnis so stehen, wie er 
bei vertragsgemäßer Leistungsausführung ge-
standen hätte. 

Dem GU wäre zu empfehlen gewesen, einen  
so genannten Abrufvertrag mit einem Einheits-
preis pro m² zu schließen und keine Vordersätze 
über die voraussichtlichen Ausführungsmengen 
vorzugeben. Dann hätte der GU zwar abrufen 
können aber nicht eine bereits beauftragte Lei-
stung kündigen müssen. Der daraus möglicher-
weise resultierende Nachteil eines höheren Ein-
heitspreises wäre im Ergebnis mit Sicherheit 
kleiner gewesen, als die Kündigungsvergütung, 
die der GU zuzüglich der Kosten für drei In-
stanzen am Ende zu zahlen hatte.� 

Vergütungsklausel bei freier Kündigung
Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Durchstellen“ 
von Vertragsbe-
dingungen kann 
überraschend 
und damit un-

Freie Kündigung 
darf den AN 

nicht unange-
messen benach-

teiligen
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Die Bundesrechtsanwaltsordnung unter-
sagt bislang Rechtsanwälten die Verein-

barung von Erfolgshonoraren. Vergleichbare 
Regelungen bestehen für Steuerberater, Wirt-
schaftsprüfer und Patentanwälte. Das Bundes-
verfassungsgericht hatte Ende 2006 entschie-
den, dass ein vollständiges Verbot von Erfolgs-
honoraren verfassungswidrig ist, weil es 
Ausnahmefälle gibt, bei denen die Vereinba-
rung eines Erfolgshonorars für den Mandanten 
die einzige Möglichkeit darstellt, überhaupt 
Rechtschutz zu erhalten. Denkbar sind hier ins-
besondere Konstellationen, wo der Mandant 
zur Aufbringung der Anwaltskosten nicht in 
der Lage ist und auch kein Anspruch auf Pro-
zesskostenhilfe besteht. In solchen Fällen för-
dert die Unzulässigkeit anwalt-
licher Erfolgshonorare nicht die 
Gewährung effektiven Rechts-
schutzes, sondern erschwert den 
Weg dorthin. 

Das Bundesverfassungsge-
richt hat den Gesetzgeber aufge-
rufen, eine Neuregelung zu 
schaffen. Hierzu liegt seit De-
zember 2007 ein Entwurf der Bundesregierung 
vor. Danach darf ein Erfolgshonorar ausnahms-
weise und nur für den Einzelfall vereinbart wer-
den, wenn damit besonderen Umständen der 
konkreten Angelegenheit Rechnung getragen 
wird. Dies gilt insbesondere, wenn der Auftrag-
geber aufgrund seiner wirtschaftlichen Verhält-
nisse bei verständiger Betrachtung ohne die 
Vereinbarung eines Erfolgshonorars von der 
Rechtsverfolgung abgehalten würde. Mit der 
Verwendung des Wortes „insbesondere“ bringt 
der Gesetzgeber zum Ausdruck, dass durchaus 
auch andere Ausnahmefälle denkbar sind. In je-
dem Falle muss die Vereinbarung über ein Er-
folgshonorar schriftlich getroffen werden. Die 
Vereinbarung muss enthalten, wie hoch die vo-
raussichtliche Vergütung nach dem Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz oder die erfolgsunabhän-
gige vertragliche Vergütung wäre, zu der der 
Rechtsanwalt den Auftrag ohne Vereinbarung 
eines Erfolgshonorars übernehmen würde, die 
genaue Formulierung der Bedingungen für das 
Erfolgshonorar sowie dessen Höhe. Außerdem 

müssen in der Vereinbarung die wesentlichen 
tatsächlichen Umstände und rechtlichen Erwä-
gungen kurz dargestellt werden, auf denen die 
Einschätzung der Erfolgsaussichten beruht. 
Das bedeutet, dass der Mandant vom Anwalt in 
diesen Fällen eine inhaltliche Kurzeinschätzung 
der Erfolgsaussichten seines Falles bekommt, 
weil diese zwingend in die Vereinbarung über 
das Erfolgshonorar aufgenommen werden 
muss. Schließlich hat der Gesetzgeber aus-
drücklich verboten, dass sich Anwälte dazu ver-
pflichten, Gerichtskosten, Gutachterkosten 
oder Kosten der Gegenseite im Unterliegensfall 
zu übernehmen. Das Gesetz wird voraussicht-
lich zum 01.07.2008 in Kraft treten. Nach un-
serer Einschätzung wird sich die Vereinbarung 

von Erfolgshonoraren zunächst 
tatsächlich auf Ausnahmefälle 
beschränken. Im Baubereich ist 
hierbei etwa an Liquidationsge-
sellschaften zu denken, bei de-
nen die Insolvenzeröffnung 
mangels Masse abgelehnt wur-
de, gleichwohl aber noch Werk-
lohnforderungen als Vermö-

genswert vorhanden sind. Dabei werden sowohl 
der Mandant als auch der Anwalt prüfen müs-
sen, unter welchen Bedingungen sich ein Er-
folgshonorar für beide Seiten „rechnet“. Eine 
reine Quotenregelung dürfte in den wenigsten 
Fällen sinnvoll sein. Vielfach wird es sich anbie-
ten, dass ein zu vereinbarender Sockelbetrag oh-
ne Erfolgsbeteiligung bleibt, dafür aber die Er-
folgsbeteiligung an darüber hinaus erzielten 
Beträgen prozentual höher ausfällt. Gerade bei 
solchen Vereinbarungen ist aber eine realis-
tische und nicht auf Wunschvorstellungen ba-
sierende Einschätzung der Sach- und Rechtsla-
ge erforderlich. 

Die Sozietät RWWD wird über die Neure-
gelungen und deren Anwendung noch vor In-
krafttreten in einer gesonderten Veranstaltung 
informieren. Bei Interesse melden Sie sich bitte 
bei unserer Frau Goltz, Tel. 030 278707, damit 
wir entsprechende Einladungen aussprechen 
können. � 

Bald Erfolgshonorare für 
Rechtsanwälte?

Aktuelles

Vereinbarung 
eines Erfolgsho-
norars wird für 
Ausnahmefälle 

zugelassen

Rechtsanwalt 
Konstantin Trakis

Rechtsanwalt Trakis ist seit 2001 als 
Rechtsanwalt in Berlin tätig, davon 
vier Jahre als freier Mitarbeiter von 
Rechtsanwalt Hendrik Bach, mit 
dem er Anfang 2007 in unsere Kanz-
lei gewechselt ist. Herr Trakis ist 
vornehmlich im Privaten Baurecht 
tätig. Er betreut im Wesentlichen 
Bauunternehmen, Bauträger und Er-
werber von Immobilien bei der 
Durchsetzung ihrer Interessen. Herr 
Trakis war bereits bei größeren Bau-
vorhaben in Berlin und im Berliner 
Umkreis in baubegleitender Bera-
tung tätig. Er steht unseren Man-
danten von der Vertragsanbahnung 
über die Durchführung des Bauvor-
habens bis zum Projektabschluss 
beratend zur Seite. Sein primäres 
Ziel ist die Streitvermeidung bzw. die 
außergerichtliche Streitbeilegung. 
Hierbei kann er auf seine langjäh-
rige Erfahrung in baurechtlichen An-
gelegenheiten zurückgreifen. Herr 
Trakis ist aber auch ein wichtiger 
Pfeiler der Prozessabteilung un-
seres Baurechts-Teams. Hier bear-
beitet er umfangreiche und kom-
plexe Mandate kompetent und 
zeitnah. 

Das rwwd-team
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Wir hatten im letzten Newsletter mit der 
Vorstellung unseres baurechtlichen Se-

minarangebotes begonnen. Dabei ist insbeson-
dere die von uns angebotene Bauleiter-Schu-
lung (VOB/B in der Praxis) auf Interesse gesto-
ßen. So werden wir aufgrund von Anfragen 
neben einer Sammelschulung in unserem Hau-
se auch mehrere Inhouse-Schulungen bei grö-
ßeren Unternehmen durchführen.

Heute wollen wir Ihnen unsere Spezialschu-
lungen zum „Claim-Management“ vorstellen. 
Denn es hat sich gezeigt, dass die Standardpro-
bleme auf dem Bau (Mängel, Behinderungen 
und Nachträge) nur bei vertiefter Kenntnis der  
einschlägigen Rechtsvorschriften beherrschbar 
sind. Folgende Schulungen werden von uns an-
geboten: 

I. Nachtragsmanagement

Inhalte: Angeblich wird heutzutage auf dem 
Bau nur noch durch Nachträge Geld verdient. 
Diese Möglichkeit wird jedoch erschwert, wenn 
- wie häufig - Pauschalverträge abgeschlossen 
worden sind. In dem Spezialseminar wird ver-
mittelt, in welchen Fallgestaltungen gleichwohl 
die Stellung von Nachträgen möglich ist. 

Folgende Schwerpunkte werden im Rah-
men der Schulung behandelt: 

Vertragstypen und Risikozuweisungen
Auslegungsgrundsätze bei unklarem Bausoll
Anordnungsrechte des Auftraggebers
Nachtragsansprüche gemäß § 2 Nr. 5 und 6 
VOB/B
Nachträge beim Detail- bzw. Global-Pau-
schalpreisvertrag
Wie wird die Höhe der Nachtragsvergütung 
prüfbar dargelegt?

Dauer: 1 Tag
Teilnehmer: 8 bis max. 15 Personen 
Adressatenkreis: Projektleiter, kaufmän-
nisches Personal, Geschäftsführer
Referenten: Bernd Kimmich, 
Hendrik Bach, 
Seminarunterlagen: Auszüge aus dem 
Handbuch VOB für Bauleiter, 2. Auflage 
sowie Musterbriefe und Gerichtsentschei-
dungen

•
•
•
•

•

•

II. Behingerungsmanagement

Inhalte: Da die Begriffe Verzug und Behinde-
rung im Baualltag häufig undifferenziert ge-
braucht werden, erfolgt im Seminar zunächst 
eine Klärung der unterschiedlichen Fallkonstel-
lationen und der jeweiligen Ansprüche der Ver-
tragsparteien. Sodann wird erörtert, welche Vo-
raussetzungen der Auftragnehmer erfüllen und 
welche Behauptungen er beweisen muss, um 
Mehrkostenansprüche aus Behinderungen gel-
tend machen zu können. Darüber hinaus wer-
den alle in der Praxis relevanten Probleme zum 
gestörten Bauablauf besprochen. 

Folgende Schwerpunkte werden im Rah-
men der Schulung behandelt: 

Ausführungsfristen und Überschreitung
Ansprüche des AG bei Fristüberschrei-
tungen
Behinderung durch Störung des Bauablaufs 
Ansprüche des AN auf Fristverlängerung 
Finanzielle Ansprüche des AN bei Behinde-
rungen
Durchführung von Beschleunigungsmaß-
nahmen
Richtiges Verhalten in Konfliktsituationen

Dauer: 1 Tag
Teilnehmer: 8 bis max. 15 Personen 
Adressatenkreis: Bau- und Projektleiter, 
kaufmännische Mitarbeiter
Referenten: Bernd Kimmich, 
Hendrik Bach, 
Seminarunterlagen: Auszüge aus dem 
Handbuch VOB für Bauleiter, 2. Auflage 
sowie Musterbriefe und Gerichtsentschei-
dungen

III. Mängelmanagement

Inhalte: Ohne die Kenntnis der zentralen Vor-
schriften der VOB/B (§ 4 Nr. 7 und § 13 Nr. 5) 
lässt sich ein rechtssicheres Mängelmanage-
ment nicht leisten. Dabei geht es um Mängel 
vor bzw. nach Abnahme sowie Definition eines 
Mangels im Rechtssinne. Darüber hinaus muss 
ein Bau- und Projektleiter seine Hinweis-
pflichten bei Bedenken kennen und wissen, 

•
•

•
•
•

•

•

wann aufgrund von Mängeln Kündigungen 
bzw. Ersatzvornahmen möglich sind. 

Folgende Schwerpunkte werden im Rah-
men der Schulung behandelt: 

Der Mangelbegriff nach § 13 Nr. 1 VOB/B
Mängelansprüche vor der Abnahme (§ 4 
Nr. 7 VOB/B)
Mängelansprüche nach der Abnahme (§ 13 
Nr. 5 - 7 VOB/B)
Die Prüfungs- und Bedenkenhinweispflicht 
gemäß § 4 Nr. 4 VOB/B 
Verjährungsfristen für Mängelansprüche
Mitverantwortung des Auftraggebers bzw. 
seines Planers für Mängel

Dauer: 1 Tag
Teilnehmer: 8 bis max. 15 Personen 
Adressatenkreis: Bau- und Projektleiter, 
kaufmännische Mitarbeiter
Referenten: Hendrik Bach, 
Markus Fiedler
Seminarunterlagen: Auszüge aus dem 
Handbuch VOB für Bauleiter, 2. Auflage 
sowie Musterbriefe und Gerichtsentschei-
dungen

IV. Anmeldung

Weitere Einzelheiten zu unserem Schulungs-
programm entnehmen Sie bitte unserer Inter-
net-Plattform www.bauleiterschulung.de. Dort 
können Sie auch Ihr Interesse für bestimmte 
Schulungen bekunden oder Sie rufen gleich bei 
unserer Mitarbeiterin, Frau Goltz, an, die das 
Schulungswesen koordiniert (Tel. 030 
278707).

•
•

•

•

•
•

Baurechtliches Seminarangebot RWWD (II)
www.bauleiterschulung.de
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